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Gleichstellung des liechtensteinischen Gewerbes in Österreich? 
Anfrage des FBP-Abgeordneten Johannes Matt im Landtag - Regierung veranlasste Abklärungen mit der Vorarlberger Kammer für Gewerbe 

(G. M.) - Die Grenzen in Europa sol­
len sukzessive zum Verschwinden ge­
bracht werden, doch vorläufig funktio­
niert der grenzüberschreitende Hand­
werksverkehr von Liechtenstein nach 
Österreich nicht. Diese Feststellung 
machte der FBP-Abgeordnete Johannes 
Matt im Landtag und fragte die Regie­
rung an, welche Massnahmen sie treffen 
werde, um das Gewerbe in gewerbe- und 
fremdenpolizeirechtlicher Hinsicht mit 
Österreich gleichzustellen. Wirtschafts­
minister Dr. Michael Ritter versprach 
Gespräche mit Vertretern des öster­
reichischen Wirtschaftsministeriums. 

«Der Handwerksverkehr nach Vorarl­
berg», erklärte der FBP-Abgeordnete 
Johannes Matt im Landtag, «wird durch 
die Behörden mit allen möglichen Kom­
petenzen verhindert. Die neue öster­
reichische Gewerbeordnung verlangt die 
Nachsichtserklärung, welche bei der 

Schweizer Begrenzung 
des Ausländerbestandes 

Bern (AP) Der Ausländeranteil in 
der  Schweiz soll auf  18 Prozent be­
grenzt werden. Eine am Freitag vorge­
stellte Eidgenössische Volksinitiative 
«Für eine Regelung der Zuwanderung» 
will zudem die in der  offiziellen Stati­
stik nicht erfassten Flüchtlinge und den 
Geburtenüberschuss mitberücksichti­
gen sowie die freiwillige Ausreise von 
Ausländern fördern. 

«Es ist keine Rausschmeisser-Initiati-
ve, sondern könnte die Basis für ein 
modernes Migrationsgesetz sein», sagte 
Philipp Müller, Präsident des Initiativ­
komitees. Ziel und Zweck des Volksbe­
gehrens sei es, die Zahl de r  Ausländer 
auf dem Niveau von Ende 1993 bei 18 
Prozent zu begrenzen und dadurch auch 
eine vermehrte Verschiebung zugun­
sten von kulturverwandten EU-  und 
EFTA-Bürgern zu erreichen. Der  An­
teil von Menschen aus Nicht-EG- und 
EFTA-Staaten werde immer grösser, 
sagte Müller. «Und die Europäer laufen 
uns davon». 

Bei de r  Berechnung der  18 Prozent 
werden gemäss Initiativtetxt unter  an­
derem Niedergelassene, Jahresaufent­
halter, anerkannte Flüchtlinge und Aus­
länder mit humanitärer Aufenthaltsbe­
willigung mitgezählt. Nicht einberech­
net werden dagegen qualifizierte Wis­
senschafter und Führungskräfte, - An­
gehörige^ internationaler Organisatio­
nen und Saisonniers ohne Familien­
nachzug. 

Sofern die festgelegte Grenze von 18 
Prozent überschritten ist, wird dies so  
rasch als möglich durch die freiwillige 
Auswanderung von Ausländern kom­
pensiert, verlangt die Initiative. 

Landeshauptmannschaft einmalig für 
die auszuführenden Tätigkeiten anzu­
fordern ist. Die liechtensteinischen Ge­
werbebewilligungen mit deren Anforde­
rungen genügen nach neuesten Erfah­
rungen nicht für den Erhalt der  Nach­
sichtserklärung. Da  das liechtensteini­
sche Gewerbegesetz die Gleichstellung 
respektive das Gegenrecht mit anderen 
Staaten vorsieht .und Liechtenstein bis 
anhin die österreichischen Unternehmer 
grosszügig mit Bewilligungen zur Aus­
führung ihrer selbständigen Tätigkeit in 
Liechtenstein versehen hat, frage ich 
mich, was die Regierung gedenkt zur 
Einhaltung des Gegenrechts für unser 
Gewerbe zu tun.» 

Problem ist Regierung bekannt 

Das mit dieser Anfrage aufgeworfene 
Problem sei der  Regierung bekannt, gab 
Wirtschaftsminister Dr. Michael Ritter 
in seiner Antwort zu verstehen. Das 
Amt  für Volkswirtschaft sei beauftragt 
worden, Abklärungen mit der  Vorarl­
berger Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft zu treffen. Überdies habe bereits 
eine Aussprache mit der  liechtensteini­
schen Gewerbe- und Wirtschaftskammer 
stattgefunden, weitere Gespräche mit 
Vertretern des österreichischen Wirt-
schaftsministeriums sollen geführt wer­
den. 

Grenzüberschreitende Tätigkeit 
Zur  Sache selbst führte Regierungsrat 

Ritter aus: «Das Problem ergibt sich aus 
der österreichischen Gewerbeordnung, 
nach der eine grenzüberschreitende ge­
werbliche Tätigkeit im Bereich der «be-
willigungspflichtigen gebundenen Ge­
werbe» grundsätzlich nicht möglich ist. 
Z u  diesen Gewerben gehören etwa das 
Baumeister- und Zimmermeistergewer­
be. In den übrigen Gewerben ist eine 
grenzüberschreitende Tätigkeit unter 
gewissen Bedingungen auch von liech­
tensteinischen Gewerbetreibenden mög­
lich. Eine der Voraussetzungen ist die 
Erwirkung einer Nachsicht von dem in 
Österreich selbst für Inländer vorge­
schriebenen Befähigungsnachweis. Die 
Nachsicht wird erteilt, wenn nach dem 
Bildungsgang und der bisherigen Tätig­
keit angenommen werden kann, dass der 
Gewerbetreibende die für die Gewerbe­
ausübung erforderlichen Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Erfahrungen besitzt 
und wenn besondere örtliche Verhältnis­
se für die Erteilung de r  Nachsicht spre­
chen.» 

Gleiche Spiesse im Wettbewerb 
Das der Regierung bekannte Problem 

im grenzüberschreitenden Handwerks­
verkehr scheint schon längere Zeit liech­
tensteinische Gewerbebetriebe zu beun­
ruhigen, ohne dass die Regierung bisher 

auf  ein konkretes Verhandlungsergebnis 
verweisen kann. «Das liechtensteinische 
Gewerbe verlangt dringlich die Gleich­
stellung mit den  vorarlbergischen und 
schweizerischen Unternehmen», erklär­
te  schon vor zwei Monaten Manfred 
Batliner, Geschäftsführer der Gewerbe-
und Wirtschaftskammer und gab zu be­
denken: «Nur wer mit gleich langen 
Spiessen zu kämpfen vermag, kann im 
Wettbewerb bestehen bleiben.» Auch er 
kritisierte die wenig liberale Haltung, 
die für die grenzüberschreitende Tätig­
keit von gewerblichen Unternehmen an 
den Tag gelegt wird in Vorarlberg. 
Verbesserung mit EWR 

Die Einschränkungen, betonte Wirt­
schaftsminister Dr. Michael Ritter vor 
dem. Landtag, würden allerdings nicht 
gelten für Gewerbetreibende aus EWR-
Mitgliedsländern. Dies bedeutet nach 
seiner Erklärung, dass im Falle des Bei­
tritts Liechtensteins zum E W R  auch in 
den bewilligungspflichtigen gebundenen 
Gewerben die grenzüberschreitende Ge­
werbeausübung möglich sein werde. Er­
forderlich ist nach seinen Worten ledig­
lich die einmalige Erwirkung einer 
Nachsicht vom vorgeschriebenden Be­
fähigungsnachweis «unter den relativ 
einfachen Voraussetzungen, wie sie das 
EG-Recht zum Ausgleich der  Befähi­
gungsnachweisunterschiede in den ein­
zelnen Mitgliedsländern vorsieht.» 

Ideenwettbewerb Verkehr letztmals geöffnet 
Ausstellung der Projekte im Fabrikgebäude Jenny &. Sp&erry in Vaduz am Samstag und Sonntag 

Die Ausstellung der Projektes zum Ideenwettbewerb Verkehr, die seit mehreren Wochen im Fabrikgebäude Jenny & Spoerry in 
Vaduz z u  besichtigen war, geht an diesem Wochenende zu Ende. A n  diesem Samstag können Interessierte von 9 bis 12 Uhr und 
am Sonntag von 14 bis 18 Uhr die Wettbewerbsprojekte nochmals besichtigen. A n  beiden Tagen werden Mitarbeiter des Tiefbau­
amtes f ü r  Auskünfte zur Verßgung stehen. Unser Bild von der Eröffnung der Ausstellung zeigt Regierungschef Dr. Mario Frick 
und Regierungsrätin Dr. Cornelia Gassner bei der Besichtigung mit Werner Kutschera, dem zuständigen Sachbearbeiter im Bau­
amt. 

Kommt es zu einem «Hau-Ruck-Verfahren» bei der Mehrwertsteuer? 
Zeitnot zeichnet sich ab, wenn die neue Steuer gleichzeitig mit der Schweiz eingeßhrt werden soll - Regierung noch ohne Terminplan 

(G.M.) - Die Mehrwertsteuer soll nach 
der Schweiz auch im Fürstentum Liech­
tenstein eingeführt werden und mit gros­
ser Wahrscheinlichkeit auch zum gleichen 
Zeitpunkt, am 1. Januar 1995, in Kraft 
treten. Die Regierung verfügt allerdings 
noch nicht über eine Terminplanung für 
das Vorgehen zur Schaffung dieser neuen 
Steuer, wie Regierungschef Dr. Marjo 
Frick im Landtag erklärte. 

Die Regierung zeigt im Zusammen­
hang mit Steuerfragen eine nicht sehr 
glückliche Hand. Wollte sie zuerst die Er­
höhung der besonderen Gesellschaftsteu­
er ohne Vernehmlassungsverfahren vor­
nehmen, so liegt je tz t  das Eingeständnis 
vor, dass im Bereich der geplanten Mehr­
wertsteuer die Vorarbeiten noch nicht so 
weit gediehen sind, dass heute schon über 
Umfang und Zeitplan Auskunft gegeben 

werden kann. Auf Anfragen der Abge­
ordneten Alois Beck (FBP) und Egon 
Gstöhl (VU) erklärte Regierungschef 
Frick: «Die im Zusammenhang mit der 
geplanten Einführung der Mehrwertsteu­
e r  in Liechtenstein aufgeworfenen Fra­
gen können zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht abschliessend beantwortet werden.» 

Verschiedene Varianten 
Die Regierung wartet offenbar noch, 

wie der Regierungschef in einem Inter­
view ausführte, auf ein «Schlussgutachten 
des Experten», da verschiedene Varian­
ten zur Verfügung stehen würden, deren 
Evaluation noch nicht abgeschlossen sei. 
Bei seinem Besuch in Bern habe er  dem 
Bundesrat erklärt, sagte Regierungschef 
Frick vor kurzem, «dass wir uns nahe am 
schweizerischen Mehrwertsteuer-System 
orientieren Wollen.» Allerdings bedürfe 

es hierzu noch einiger Abklärungen so­
wie einer Koordination mit de r  Schweiz. 
Expertengespräche sollen in den näch­
sten Wochen stattfinden. 

Irritierende Aussagen 
Während auf der einen Seite von der 

Regierung der  Eindruck erweckt wird, als 
ob die Einführung der Mehrwertsteuer 
schon eine beschlossene Angelegenheit 
sei, machte Regierungschef Frick im 
Landtag eine Aussage, die leicht irritiert, 
weil sie nicht auf die feste Absicht der 
Regierung hinweist, de r  neuen Steuer 
zum Durchbruch zu verhelfen. Wörtlich 
führte der Regierungschef im Landtag 
dazu aus: «Grundsätzlich kann zum jetzi­
gen Zeitpunkt festgehalten werden, dass 
aufgrund der Einführung der  Mehrwert­
steuer in der  Schweiz auf anfangs näch­
sten Jahres und aufgrund des gemeinsa­

men Wirtschaftsraumes in Liechtenstein 
ebenfalls mit einem Systemwechsel von 
der Warenumsatzsteuer auf die Mehr­
wertsteuer gerechnet werden muss». Ge­
rechnet werden muss? Wo liegt denn de r  
Ort  des Handelns? 

Einbezug der Dienstleistungen? 
Zehn Monate vor der mutmasslichen 

Einführung der neuen Steuer scheint 
noch nicht klar zu sein, welche Bereiche 
miteinbezogen werden. «Der Einbezug 
der Dienstleistungen scheint angezeigt», 
erklärte der Regierungschef im Landtag, 
relativ unbestimmt. In einem Interview 
hatte er dazu ausgeführt, dass die Erhe­
bung der Mehrwertsteuer auf die Finanz­
dienstleistungen «stark mit den Ergebnis­
sen des Gutachtens» zusammenhänge. 
Noch scheint also alles offen zu sein, auch 
der Zeitplan. 

Q5 
Lillehammer '94 
Norweger triumphierten in 
der alpinen Kombination... 

Welch ein Triumph gestern für die 
Norweger in der  alpinen Herren-
Kombination. Mit Lasse Kjus, Kjetil 
Andre Aamodt und Harald Christi­
an Strand-Nilsen holte das Gastge­
berland gleich den kompletten Me­
daillensatz ab. Für das Team von 
Trainer Dieter Bartsch war es der  

Dreifacher norwegischer Triumph in 
der Kombination: Kjus (Mitte) ge­
wann vor Aamodt (rechts) und 
Strand-Nilsen (links). 

erste Erfolg bei diesen Spielen. Aa­
modt gewann bereits die'dritte Me­
daille, doch Gold fehlt dem Weltcu-
pleader noch immer. Die Liechten­
steiner belegten die Plätze 24 
(Achim Vogt) und 33 (Marco Büche 

••• und im Skispringen 
Auch im Skispringen dominierten 

die Norweger gestern klar. Auf der  
Normalschanze sprang Espen Bre-
desen mit neuem Rekord zur mehr 
als verdienten Goldmedaille. Lasse 
Ottesen untermauerte mit dem 2. 
Platz die norwegische Überlegen­
heit. Der  Deutsche Dieter Thoma 
schnappte seinem Landsmann Jens 
Weisflog um einen halben Punkt die 
Bronzemedaille weg. 

Deutscher Doppelsieg 
Mit einem deutschen Doppelsieg 

endete der  5000m-Eisschnellauf der  
Frauen in Hamar. Allerdings ge­
wann nicht die grosse Favoritin 
Gunda Niemann die Goldmedaille, 
sondern die 22jährige Aussensei-
terin Claudia Pechstein. Bronze 
ging an die Japanerin Hiromi Yama-
moto. 

VADUZ • STADTLrUpftÄTHAUSPLATZ 
LECH A. ARLBERG • AMBR08IUSPASSAGE 


